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			Freude über „Geierfonds“-Deklaration

			Argentinische Delegation zufrieden mit G20-Gipfel in Brisbane
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			Axel Kicillof (l.) mit Angela Merkel und dem mexikanischen Präsidenten Enrique Peña Nieto. (Foto: Presidencia)

			Buenos Aires (AT/mc) – Als Erfolg verbuchte die argentinische Delegation den G20-Gipfel im australischen Brisbane. Grund ist die Berücksichtigung der Umschuldung staatlicher Verbindlichkeiten im Abschlussdokument des Treffens der wichtigsten Industrie- und Schwellenländern der Welt.

			„Wir sind außerordentlich zufrieden, weil es zum ersten Mal in der Geschichte der G20-Gipfel gelungen ist, das Thema der Neuregelung staatlicher Schulden in ein Kommuniqué aufzunehmen“, freute sich Axel Kicillof. Der Wirtschaftsminister stand gemeinsam mit Außenminister Héctor Timerman an der Spitze der argentinischen Delegation, die ohne Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner auskommen musste. Die Staatschefin blieb auf ärztlichem Rat zu Hause, um sich von ihrer Darmentzündung zu erholen (wir berichteten).

			Bereits im Vorfeld des Gipfels hatten die Finanzminister und Zentralbankchefs der G20-Länder einen Maßnahmenkatalog erarbeitet. Dieser sieht unter anderem vor, dass auch widerstrebende Gläubiger verpflichtet sind, bei Umschuldungen mitzumachen, wenn eine Mehrheit der Gläubiger dies beschließt. Situa-tionen wie die Umschuldung der argentinischen Verbindlichkeiten, bei der Gläubiger, die gerade einmal sieben Prozent der Gesamtforderungen repräsentieren, sich weigern, beim Schuldenschnitt mitzumachen und vor New Yorker Gerichten die gesamte Forderungshöhe einklagten, soll es so künftig nicht mehr geben. 

			Argentinien sieht es als sein Verdienst an, das Thema auf die Tagesordnung bei den G20-Ländern gebracht zu haben. Unterstützung erhielt Buenos Aires dabei von Ländern wie Brasilien, Frankreich, Russland und China.

			Timerman reiste im Anschluss an den Gipfel nach New York, um dort mit Vertretern der UN-Generalversammlung, der Afrikanischen Union, der CELAC-Gruppe (Lateinamerika und Karibik) und der G77- plus China-Gruppe über die Ergebnisse des Treffens von Brisbane zu diskutieren.

			Der argentinische Außenminister ging in seiner Gipfelbilanz auf das veränderte Bewusstsein für die Schuldenproblematik von Staaten ein, das durch das argentinische Engagement erreicht worden sei: „Es ist interessant zu sehen, dass die Staatschefs heutzutage von ‚Geiern‘ und nicht mehr Spekulationsfonds sprechen.“

			Auch Kicillof freute sich, dass man bezüglich der „Geierfonds“ keine Beschönigungen mehr hört, sondern dass diese als das wahrgenommen würden, was sie seien: ein „Übel, das das gesamte internationale Finanzsystem bedrängt“. 

			Kicillof nutzte den Gipfel auch für mehrere bilaterale Gespräche, beispielsweise mit Vertretern der spanischen Regierung. „Mit Spanien streben wir eine exzellente Beziehung an. Wir teilen bestimmte Sichtweisen, beispielsweise mit Blick auf die ‚Geierfonds‘, aber auch bezüglich der Gestaltung der internationalen Finanzstrukturen“, so Kicillof, der zudem von ertragreichen Unterredungen mit China und Russland berichtete.
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			Ein Flugzeug vom Typ Falcon 7X. (Foto: Eigenheer)

			Ärger hatte es im Vorfeld der Dienstreise gegeben, als die Zeitung „Clarín“ darüber berichtete, dass die argentinische Delegation ein luxuriöses Schweizer Privatflugzeug, eine Falcon 7X, gechartert hatte, um nach Brisbane zu reisen. Dies habe nach Darstellung der Zeitung mehr als 600.000 US-Dollar gekostet – so viel wie sechs Flüge von „Aerolíneas Argentinas“ von Buenos Aires nach Australien. Kabinettschef Jorge Capitanich begründete die Maßnahme mit Verweis auf die in Reparatur befindliche Präsidentenmaschine „Tango 01“. Das Mieten des Flugzeugs sei zudem entsprechend den hierfür geltenden Vorschriften erfolgt. Dies überzeugte nicht jeden. So beantragte der Kongressabgeordnete Miguel Bazze (UCR) jetzt von der Regierung einen Rechenschaftsbericht über die Transportkosten für Regierungsmitglieder. 

			Am Montag meldete sich Sozialministerin Alicia Kirchner in diesem Zusammenhang zu Wort. Von Journalisten auf die hohen Flugkosten angesprochen, erwiderte sie, die Regierung sei lediglich dem Volk gegenüber zur Auskunft verpflichtet – und dies mache man Tag für Tag, so die Schwägerin der Präsidentin.
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			UCR geht auf Distanz

			Radikale wollen statt Macri oder Massa auf UNEN setzen
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			Ernesto Sanz. (Foto: UCR)

			Buenos Aires (AT/mc) – Die Radikale Bürger Union (UCR) geht wieder auf Distanz zum rechten Spektrum der Opposition. Bei ihrem Treffen in San Fernando (Provinz Buenos Aires) am Montag beschlossen die Parteispitzen, Sondierungen mit der Pro-Partei von Buenos-Aires-Bürgermeister Mauricio Macri und dem Führer der Erneuerungsfront, Sergio Massa, vorerst nicht zu vertiefen. Stattdessen wollen die Radikalen das Mitte-Links-Bündnis „Breite Front UNEN“ wieder neu beleben, um in das Wahljahr 2015 zu ziehen. In dieser Allianz sind neben der UCR auch die Sozialisten von Hermes Binner, die Bürgerliche Koalition von Elisa Carrió sowie das „Projekt Süden“ des Filmemachers Fernando „Pino“ Solanas vertreten.

			„Wir wollen das Bündnis UNEN stärken. Dafür wollen wir seine Regeln und seine Führung neu definieren“, heißt es im ersten Punkt des Positionspapiers, auf das sich die rund 80 anwesenden Parteifunktionäre verständigten. Ziel sei ein Kandidatentandem für die Präsidentschaftswahl, an dessen Spitze ein Radikaler stehe.

			Allerdings gestehen die Parteigranden den Provinzgliederungen zu, eigene Allianzen für die Wahlen zu sondieren. Von „Stärkung des Territorialprinzips“ und dem Recht, „notwendige Bündnisse“ zu schließen, war die Rede. 

			Aber auch auf nationaler Ebene wollen die Radikalen die Brücken zu politischen Kräften außerhalb von UNEN noch nicht endgültig abbrechen. So ist vom Ziel einer „programmatisch-parlamentarischen Übereinkunft“ mit dem Rest der Opposition die Rede. 

			Politische Beobachter deuten die Formulierungen so, dass sich die Radikalen eine Hintertür zur Annäherung an Macri oder Massa aufhalten wollen, solange nicht geklärt ist, ob eine Wiederbelebung von UNEN tatsächlich möglich ist.

			Die Vereinbarungen von San Fernando stellen den Versuch der UCR dar, einen Kompromiss zu finden angesichts der unterschiedlichen Auffassungen zur Wahlstrategie, die in den vergangenen Wochen deutlich wurden. So plädierte Parteichef Ernesto Sanz für ein Zusammengehen mit Macri. Gerardo Morales, der die Radikalen-Fraktion im Senat anführt, sprach sich für lokale Allianzen mit Massa aus. Der einstige Vizepräsident Julio Cobos hingegen bevorzugt eine Konzentration ausschließlich auf UNEN. Mit den gefundenen Formulierungen sollen alle ohne Gesichtsverlust leben können.

			Die Signale, die von den Radikalen in San Fernando ausgingen, blieben nicht ohne Wirkung: Am Dienstag traf Sanz im Kongress mit dem Sozialistenführer Binner zusammen. Beide verständigten sich darauf, die Zusammenarbeit im Bündnis UNEN zu vertiefen und ein gemeinsames Regierungsprogramm auszuarbeiten. Dieses soll bereits Mitte Dezember vorgestellt werden.
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			Abhörtechnik aus Deutschland

			Buenos Aires (AT/mc) - Die argentinische Regierung hat zwischen 2010 und 2012 in Millionenhöhe Abhörtechnik aus Deutschland gekauft. Dies ergibt sich aus einem Bericht des deutschen Wirtschaftsministeriums, den Staatssekretär Dr. Rainer Sontowski verfasst hat. Der SPD-Politiker ging damit auf eine Kleine Anfrage der Grünen-Bundestagsabgeordneten Agnieszka Brugger ein, die Auskunft über deutsche Spähtechnik-Lieferungen ins Ausland verlangt hatte. 

			Darin wird unter anderem darüber informiert, dass die Bundesregierung im Jahr 2010 entsprechende Technik im Wert von 1.183.000 Euro und im Folgejahr noch einmal für 169.357 Euro an Argentinien verkauft hat. 

			Während in Deutschland vor allem der Verkauf an Krisenländer wie Bahrain, Äthiopien, Ägypten, Syrien und Iran für kritische Nachfragen sorgte, griff in Buenos Aires die Zeitung „Clarín“ den Handel mit Argentinien auf. Das Blatt suggerierte in seiner Berichterstattung, dass die Kirchner-Regierung die Technik zur Bespitzelung nutzen könnte. Freiheitsrechte von Bürgern und Oppositionellen könnten dabei verletzt werden. 

			Kabinettschef Jorge Capitanich sah sich genötigt, am Montag in einer Pressekonferenz festzustellen, dass die Regierung die Technik erworben habe, um sie im Kampf gegen internationale Kriminalität, wie den Drogenhandel, einzusetzen. Es sei notwendig, dass der Staat über entsprechende Technik und Logistik verfüge, um effektiv eingreifen zu können, so Capitanich. 
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			Die Woche in Argentinien

			Koschyk-Besuch

			Hartmut Koschyk, der Beauftragte der Bundesregierung für Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten, besuchte diese Woche Argentinien. Der CSU-Bundestagsabgeordnete und frühere Staatssekretär im Wirtschaftsministerium ist seit 1994 ehrenamtlicher Bundesvorsitzender des VDA (Verein für Deutsche Kulturbeziehung im Ausland) und seit deren Gründung Vorsitzender der „Stiftung Verbundenheit mit den Deutschen im Ausland“. Zu Koschyks dicht gedrängtem Besuchsprogramm gehörten Treffen mit Vertretern der deutschen Gemeinschaft und Schülern der Pestalozzi-Schule. Am heutigen Freitag besucht er das Argentinische Tageblatt. Protokollarischer Höhepunkt seines Aufenthalts war eine gemeinsame Feier von argentinischen und deutschen Parlamentariern im Nationalen Kongress anlässlich des 25. Jahrestags des Mauerfalls. Daran nahmen neben Koschyk die Bundestagsabgeordneten Klaus Barthel und Waltraud Wolf (SPD) sowie André Hahn (Die Linke) teil. Der argentinischen Delegation gehörten unter andern Jorge Landau, Alex Ziegler (PJ), Cornelia Schmidt-Liermann, Patricia Bullrich (PRO), María Schwindt (FR) sowie Martín Lousteau und Hérmes Binner (UNEN) an. Die Feier wurde vom Abgeordnetenhauspräsidenten Julián Andrés Domínguez und dem deutschen Botschafter Bernhard Graf von Waldersee eröffnet.

			Demos gegen Regierung
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			(Foto: AP)

			Mehr als 4.000 Menschen haben vor wenigen Tagen auf der Plaza de Mayo gegen die Politik von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner demonstriert. Auch in anderen Stadtteilen der Hauptstadt drückten Demonstranten ihren Ärger über korrupte Beamte, Kriminalität und Straflosigkeit für Verbrecher durch das Trommeln auf Kochtöpfen („cacerolazo“) aus. Auf Plakaten forderten die Protestierer das Ende der Korruption. Außerdem skandierten sie: „Die Regierung bestiehlt uns.“ Die Proteste wurden von Regierungsgegnern über die sozialen Netzwerke organisiert. Auf Twitter riefen die Gegner der Präsidentin den ganzen Tag über zum Demonstrieren auf. Kirchners Kabinettschef Jorge Capitanich bezeichnete die Proteste später auf einer Pressekonferenz als von der Opposition organisiert - und alles andere als spontan. „In der Demokratie hat jeder das Recht, sich auszudrücken. Vor allem ist es aber wichtig, die Meinungsverschiedenheiten bei den Wahlen im Jahr 2015 zur Sprache zu bringen“, sagte Capitanich. Damit ging der Kabinettschef nicht auf die Vorwürfe der Demonstranten ein. Er verwies lediglich auf den Urnengang im kommenden Jahr.

			Báez‘ Schweizer Konten

			In den Geldwäsche-Ermittlungen gegen den Kirchner-Geschäftsfreund Lázaro Báez kommen neue Details ans Licht. Wie die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf Dokumente der Schweizer Justiz berichtete, habe der Bauunternehmer aus Santa Cruz in der Alpenrepublik ein Konto auf den Namen einer gemeinnützigen Stiftung eingerichtet. Auf dieses seien zwischen Januar und Februar 2012 15 Millionen Dollar geflossen – in kleineren Überweisungsbeträgen, was für die Zeitung ein Indiz für Geldwäsche darstellt. Das Konto ist eines von dreien, die Báez in der Schweiz zugeschrieben werden. Auf ihnen befinden sich insgesamt 22 Millionen Dollar. Die Konten sind wegen der laufenden Ermittlungen blockiert. Eine von Báez‘ Anwälten geforderte Aufhebung dieser Verfügung wurde zuletzt von der Schweizer Justiz zurückgewiesen.

			Grenzkontrollen verschärft

			Der Leiter der Einreisebehörde, Martín Arias Duval, veröffentlichte vor wenigen Tagen neue Richtlinien für die Einreisekontrolle. Dadurch sollen Personen ausgefiltert werden, die sich bei der Einreise fälschlich als Touristen ausgeben, tatsächlich aber länger im Land bleiben wollen. Ihnen kann die Einreise verweigert werden. Das Verfahren zur Erkennung von “falschen” Touristen soll bei “fundierten Verdachtsfällen” angewendet werden. Das bedeutet, dass das neue Verfahren lediglich dann zum Zuge kommt, wenn ein Grenzbeamter bei der Einreise Verdacht schöpft, dass die einreisende Personen sich fälschlich als Tourist ausgibt. Die Einreisebehörde definiert als Touristen sämtliche “Ausländer, die zum Zweck der Erholung oder Entspannung innerhalb einer Aufenthaltsdauer von bis zu drei Monaten (verlängerbar)” nach Argentinien reisen. Wer verdächtigt wird, muss durch die Angabe seiner geplanten Aufenthaltsdauer und das Vorweisen von Flugtickets und Hotelreservierungen beweisen, dass er Tourist ist. 

			„Nationale Souveränität“

			Die Argentinien können sich auf ein langes Wochenende freuen, denn am kommenden Montag (24. November) wird der „Tag der nationalen Souveränität“ gefeiert. Bei dem vor vier Jahren von Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner eingeführten Feiertag wird der Schlacht an der Flusswende Obligado (Vuelta de Obligado) im Paraná-Fluss gedacht. Damals, im Jahre 1845, versuchten die Argentinier unter der Regierung von Juan Manuel de Rosas, eine Flotte von englischen und französischen Schiffen aufzuhalten. Letztere wollten freien Zugriff auf die hiesigen Märkte erzwingen, was die Argentinische Konföderation als Anschlag auf ihre nationale Souveränität wahrnahm. Der befehlshabende argentinische General Lucio Norberto Mansilla setzte unter anderem Stahlketten ein, um das Vorankommen der Schiffe zu verhindern. Die ungleiche Schlacht, bei der die argentinischen Verteidigungsanlagen schließlich zerstört wurden, fand am 20. November statt. Der aktuelle Feiertag wird jedoch jeweils am vierten Montag im November begangen. (AT/mc/jj/stk)
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			Wahlaussichten

			Die nächstjährigen Wahltermine im August für die Kandidaten wahlen (Spanisch PASO) und die endgültigen Wahlen mit möglichen Zweitwahlen im Oktober 2015 rücken näher, derweil sich die Politiker positionieren. Im Gerangel stehen auf einer Seite die regierenden Peronisten der justizialistischen Gerechtigkeitspartei (PJ), die von Expräsident Néstor Kirchner in eine angebliche Allianz, genannt Front für den Sieg, Spanisch „Frente para la Victoria“, eingebettet wurden. Sie sind bis nächstes Jahr die Mehrheitspartei. Alle anderen Parteien beherbergen die Opposition.

			Im oppositionellen Lager stehen in Konkurrenz untereinander die in der autonomen Stadt Buenos Aires siegreichen Partei PRO mit Ing. Mauricio Macri als Spitzenkandidat für die Präsidentschaft, ferner der abtrünnige Peronist Sergio Massa, vormals Bürgermeister von Tigre mit seiner neuen Partei, genannt Renovationsfront, und eine Parteienallianz genannt Breite Front UNEN („Frente Amplio UNEN), in der die über hundertjährigen Parteien der Radikalen (UCR) und Sozialisten (PS) überwiegen. Die Radikalen sind dabei maßgebend, weil sie in allen Provinzen und in der Bundeshauptstadt eigene Standorte („Comités) unterhalten und dadurch politische Präsenz markieren, wie sie unter allen anderen Parteien nur mit den Peronistem mit ihren „Unidades Básicas“ landesweit konkurrieren. 

			Im Wahljahr 2011, als Präsidentin Cristina Kirchner mit 54,4 Prozent wiedergewählt wurde, wurde die damalige gespaltene Opposition vernichtend geschlagen. Dieses Mal hoffen die Oppositionspolitiker auf bessere Wahlaussichten. Laut bisherigen Umfragen halten die Peronisten zwischen 30 und 40 Prozent ihre Stellung als meistgewählte Partei. Ihr möglicher Kandidat ist Gouverneur Daniel Scioli, Gouverneur der Provinz Buenos Aires, wiewohl andere Politiker in Konkurrenz stehen. In den PASO-Wahlen wird der endgültige Kandidat gekürt werden.

			Mit drei maßgebenden Parteien und Vorkandidaten dürfte die Opposition kaum in der ersten Runde der Präsidentenwahlen im Oktober 2015 siegen. Zudem besteht für sie die Gefahr, dass der peronistische Kandidat die Mindestmarke von 40 Prozent für den Sieg erreicht und die Opposition keine 30 Prozent erzielt. Mit 40 Prozent und zehn Punkten Vorsprung ist der Sieg in erster Runde gesichert, sofern alle drei Oppositionskandidaten unter 30 Prozent enden, wie es bisherige Umfragen bezeugen.

			Insofern sind die drei Oppositionskandidaten gefordert, Allianzen untereinander zu vereinbaren, damit ihr gemeinsamer Kandidat die 30 Prozent Untergrenze überschreitet und in einer Stichwahl eine Siegeschance hätte. Darüber wird derzeit in den Oppositionsparteien gerangelt. Insbesondere in mehreren Provinzen sind Allianzen zwischen Macri für PRO und und Ernesto Sanz als derzeitiger Vorsitzender der UCR unterwegs. Elisa Carrió als Leiterin einer kleinen Partei in UNEN hat die Allianz mit PRO überraschend formuliert und einen Zwist in UNEN herbeigeführt. Die Ideologie einiger Politiker spielt dabei eine Rolle. Die Sozialisten unter Hermes Binner, Exgouverneur der Provinz Santa Fe, lehnen die Koalition PRO-UCR entschieden ab, ebenso Senator Fernando Solanas, was im politischen Klartext bedeutet, dass sie sich wie 2011 auf eine Niederlage gegenüber dem peronistischen Kandidaten vorbereiten.

			Francisco de Narváez, selber Peronist, hatte in den Zwischenwahlen von 2009 die offiziellen Justizialisten überraschend geschlagen, nachdem der Streit der Regierung mit den Landwirten für Spannung gesorgt hatte. Er machte dieser Tage im Fernsehen klar, dass die Wahlszene von 2011 nur überwunden werden kann, wenn sich die Oppositionsparteien auf einen Kandidaten einigen. Drei getrennte Kandidaten würden die Hürde von 30 Prozent nicht überwinden und den Sieg des peronistischen Kandidaten mit über 40 Prozent und 10 Prozent Vorsprung sicherstellen. In einer Stichwahl hat einer der drei Oppositionskandidaten die Möglichkeit, die Wähler aller Oppositionskandidaten hinter sich zu bringen und zu siegen.

			Darum geht es im Wahlkampf bis August und Oktober 2015. Verzichtet keiner der Oppositionsvorkandidaten, dann verlieren alle gegen den siegreichen Peronisten. Wie gehabt.
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			Reinigende Demokratie

			Von Stefan Kuhn

			Er ist fast am Ziel. Der Koalitionsvertrag für die rot-rot-grüne Koalition in Thüringen steht. Zwar müssen die Linke und die Grünen dem Vertrag auf Parteitagen noch zustimmen, aber das gilt als Formsache. Bodo Ramelow hat nur noch eine wirkliche Hürde vor sich: seine Wahl am 5. Dezember im Thüringer Landtag zum ersten Ministerpräsidenten der Linken in Deutschland. Die Hürde ist nicht niedrig. Im Landtag hat die Koalition nur eine Mehrheit von einer Stimme.

			Sozialistische Schreckensbilder sucht man im Koalitionsvertrag vergebens. In der Präambel findet sich eine Erklärung zum Unrechtsstaat DDR. Knapp ein Vierteljahrhundert nach der Auflösung dieses Staates sollte dies eigentlich reichen. 

			Eine „linke“ Handschrift trägt die Vereinbarung natürlich, aber davon muss man ausgehen, wenn drei Parteien, die links von der Mitte stehen, ein Regierungsbündnis eingehen. „Links“ sind etwa ein kostenloses Kita-Jahr oder die staatliche Förderung von Arbeitsplätzen für Geringverdiener. Das klingt sehr schön, allerdings sind bei diesen Plänen Fragen nach der Finanzierbarkeit durchaus berechtigt, auch wenn die neue Regierung mit einem ausgeglichenen Haushalt plant.

			Wenig spektakulär ist eine geplante Verwaltungsreform. Die neue Regierung will die Zahl der bisher 17 Landkreise verringern. Schleswig-Hol-stein, ein Bundesland von vergleichbarer Größe, kommt mit elf Landkreisen aus. Das Vorhaben hört sich ganz vernünftig an und würde Kosten einsparen, nur Freunde macht man sich mit Kommunalreformen kaum. Da geht es um regionale Eitel- und Zwistigkeiten, Jobs in der Verwaltung, und jeder Abgeordnete der Regierungsparteien muss dafür in seinem Wahlkreis geradestehen. Bei einer Stimme Mehrheit im Landtag dürfte die Verwaltungsreform wohl undurchführbar sein.

			Mehr Chancen durfte die Reform des Thüringer Landesamts für Verfassungsschutz haben. Die ist dringend notwendig, denn die Erfurter Spione haben bei der Verfolgung der rechtsextremen Terrorzelle NSU auf der ganzen Linie versagt. Über staatlich unterstützte V-Leute unter den Neonazis haben sie deren Organisationen sogar teilfinanziert. V-Leute soll es nach den rot-rot-grünen Plänen nur noch in Ausnahmefällen geben. Noch vernünftiger wäre es allerdings gewesen, das Landesamt für Verfassungsschutz gänzlich abzuschaffen. Die Arbeit können die Landeskriminalämter und der Bundesverfassungsschutz übernehmen.

			Die Aufregung um Rot-Rot-Grün, um den ersten Ministerpräsidenten der SED-Nachfolgepartei „Die Linke“, ist mehr als übertrieben. Wenn er gewählt wird, ist das ein demokratischer Prozess, den viele Thüringer vor den Wahlen hätten verhindern können. Nur etwas über die Hälfte der Wahlberechtigten gingen an die Urnen. Die Nichtwähler haben dafür gesorgt, dass es in Erfurt zu diesem Experiment kommt.

			Dass man sich in Deutschland so sehr mit der Linken als SED-Nachfolgepartei beschäftigt, ist seltsam. Da mag mangelndes Vertrauen in die Selbstreinigungskraft der Demokratie mitspielen. In den anderen Staaten hinter dem Eisernen Vorhang gab es schon bald nach dessen Fall eine Renaissance der Nachfolger der ehemaligen Staatsparteien. In Polen löste Aleksander Kwasniewski bereits 1995 den Revolutionshelden Lech Walesa als Staatspräsidenten ab. Der frühere sozialistische Minister Kwasniewski blieb zehn Jahre im Amt. In Ungarn wurde 1994 der Sozialist Gyula Horn Regierungschef. Er löste damals den Konservativen Peter Boross ab. Auf Horn folgte der Rechtspopulist Viktor Orban, der nach einer sozialistischen Interimszeit heute wieder regiert.

			In der Tschechischen Republik regierten nach der Abspaltung von der Slowakei 1993 bis 1998 die Konservativen, ihnen folgten bis 2006 die Sozialisten, die seit Anfang des Jahres erneut an der Macht sind. In der Slowakei wurde 2006 der frühere Kommunist Robert Fico Ministerpräsident. Nach einer zweijährigen Pause kam er 2012 wieder ins Amt. In Rumänien und Bulgarien gab es ähnliche Entwicklungen, und in allen Staaten hat sich die ehemalige kommunistische oder sozialistische Einheitspartei zu einer modernen sozialdemokratischen Partei entwickelt. Zum Teil gab es auch Neugründungen und Abspaltungen, aber immer maßgebliche Politiker mit einer kommunistischen Biografie.

			Dass dies in Deutschland auf Bundesebene nicht so verlaufen konnte, liegt schlicht daran, dass drei Viertel der Deutschen eine Westsozialisation erfahren haben. Zudem gab es mit der SPD bereits eine starke linke Partei mit langer Tradition, die auch in den Ostbundesländern Erfolg hatte. Die Renaissance der Linken, die sich damals noch PDS (Partei des demokratischen Sozialismus) nannte, begann um die Jahrtausendwende. Heute ist sie in Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt vor der SPD zweitstärkste Partei. Es ist eine Frage der Zeit, dass die Linke irgendwann den Regierungschef in einem ostdeutschen Bundesland stellt. 

			Wenn dies jetzt fast ein Vierteljahrhundert nach der Wiedervereinigung in Thüringen geschieht, ist das nichts weiter als ein demokratischer Regierungswechsel. Die Demokratie wird das gegebenenfalls auch wieder korrigieren, wie dies in anderen früheren Ostblockstaaten geschehen ist. In Thüringen muss man darauf nicht unbedingt fünf Jahre warten. Bei einer Stimme Mehrheit kann es schon früher zu Neuwahlen kommen. Dann werden vermutlich viele Kritiker ihr Wahlrecht auch wahrnehmen.
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			Randglossen

			Rege parteipolitische Tätigkeiten lassen sich dieser Tage in Argentinien beobachten. Zusammenkünfte, Erklärungen und Buchpräsentationen - Niemand scheut die Ausgaben für lange Flüge und Reisen im eigenen Automobil oder per Bus, wenn es um die Präsenz in den Medien geht. Hörfunk- und Fernsehgespräche mit Journalisten sind dabei besonders wichtig für Politiker, die bekannt werden wollen, um sich als Kandidaten zu präsentieren. Es geht 2015 nicht nur um Präsidentenwahlen, sondern auch um Provinzgouverneure, Parlamentarier des nationalen Kongresses, der Gliedstaaten und der Gemeinden sowie deren Bürgermeister, was erklärt, dass die Politik derzeit im Zentrum des öffentlichen Interesses steht. Dabei vergisst man leicht, dass sich die meisten Wähler/innen überhaupt nicht für Politik interessieren und nur zu den Urnen schreiten, weil Wahlpflicht besteht.

			Mehr als die Politik steht die Selbstbereicherung der Politiker im Zentrum des Interesses. In Brasilien wurde der Fall Petrobras aufgedeckt, und auch in Argentinien beherrscht die Korruption die Schlagzeilen. Präsidentin Cristina Kirchner ist gefordert, Auskunft über ihre persönlichen Finanzen zu geben, die sich nicht mit ihren eidesstattlichen Erklärungen über ihre Einnahmen, Ausgaben und ihr Vermögen decken. Der als der Weg des Geldes („La ruta del dinero“) bekannte Skandal über die Machenschaften des Kirchner-Freundes Lázaro Báez mit seinen Söhnen in Rio Gallegos mit inzwischen blockierten Schweizer Bankkonten und anderen dubiosen Geschäften sowie Banktransfers hat sich als medialer Dauerbrenner mit immer neuen Beweisen entpuppt. Die Regierung schweigt, die Justiz befasst sich längst mit diesen Beweisen, verhält sich freilich besonders vorsichtig, weil Racheakte drohen wie jüngst gegen einen Staatsanwalt, der sich angemaßt hatte, die Korruption aufzudecken.

			Igor hat es zu etwas gebracht. Er hält mit seinen Aufständischen Kiew und die Welt in Atem und ist vor kurzem zum Präsidenten der separatistischen ukrainischen Republik Luhansk gewählt worden. Doch Igor hat einen schweren Dachschaden. Er forderte diese Woche seinen ukrainischen „Amtskollegen“ Petro Poroschenko zu einem „altslawischen Duell“ heraus. Damit hat Igor Plotnitzki eindrucksvoll bestätigt, dass er ein Kasper ist und einer ebensolchen Republik vorsteht. Noch dümmer würde Igor allerdings dastehen, wenn Poroschenko die Herausforderung annähme, denn der ukrainische Staatschef hat mehrere sowjetische Kampfsporttitel. Es wäre eine schöne Vorstellung, den Konflikt mit ein paar Ohrfeigen zu beenden. Dem steht allerdings die Würde des Amtes entgegen.

			Bayerns Ministerpräsident Horst Seehofer hat bei einem Chinabesuch die ganze Härte des Pekinger Unterdrückungsapparats zu spüren bekommen. Polizisten hinderten ein deutsches TV-Team daran, Seehofer auf dem Platz des Himmlischen Friedens zu interviewen. Die chinesischen Ordnungshüter hatten das Recht auf ihrer Seite und die Fernsehjournalisten keine Drehgenehmigung. Theoretisch hätte das einem chinesischen Politiker in München auch passieren können, aber wirklich nur theoretisch. In Bayern würde man einen potenziellen Wirtschaftspartner nicht so vor den Kopf stoßen. Allerdings braucht Bayern China mehr als China Bayern braucht. Wenn Seehofer sich rächen wollte, müsste er nur den Dalai Lama nach München einladen. Das wird er nicht tun. Vorher entschuldigt er sich für das Fernseh-Team.
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			Katastrophales Staatsdefizit im September 

			Der Ausweis des Schatzamtes für September 2014, der erneut mit grosser Verspätung bekanntgegeben wurde, weist ein echtes (als „finanziell“ bezeichnetes) Defizit von $ 13,28 Mrd. aus, gegen eines von $ 4,84 Mrd. im gleichen Vorjahresmonat. Die Zunahme betrug 174,3%! Doch in Wirklichkeit ist es noch viel schlimmer: Wenn man die Zuwendungen der Zentralbank und der ANSeS hinzuzählt, die als echte Einnahmen gebucht werden, in Wirklichkeit jedoch finanzielle Mittel für die Deckung des Defizites sind, dann steigt das Septemberdefizit auf $ 30,03 Mrd. gegen $ 18,12 Mrd. im Vorjahr. Die Zunahme des Defizites ist besonders auf die explosiv gestiegene Zinslast zurückzuführen. Es waren im September 2014 $ 9,03 Mrd. gegen $ 3,77 Mrd. im September des Vorjahres.  

			Das sogenannte „primäre Ergebnis“, bei dem Zinsen auf die Staatsschuld ausgenommen werden (wie wenn sie nicht bezahlt werden müssten) erreichte $ 4,26 Mrd. gegen einen Überschuss von $ 412 Mio. im September 2013. In diesem Fall sind die Zuwendungen der ZB und der ANSeS nicht eingeschlossen.

			Im September 2014 lagen die Staatsausgaben ohne Zinsen um 34,4% über dem Vorjahr, und mit Zinsen um 41,4% höher, wobei die laufenden Einnahmen, die vornehmlich aus Steuern im weiteren Sinn bestehen, um 34,4% zunahmen. Die gesamten Ausgaben haben etwa mit der Inflation Schritt gehalten, die laufenden Einnahmen jedoch nicht. 

			In 9 Monaten 2014 betrug das ausgewiesene „echte“ Defizit $ 53,63 Mrd. gegen $ 22,11 Mrd. im Vorjahr. Wenn man jedoch die Zuwendungen der ZB und der ANSeS hinzuzählt, die dieses Jahr $ 94,91 Mrd. betrugen (+142,5% gegenüber dem Vorjahr), dann gelangt man auf $ 148,54 Mrd. Somit kann für ganz 2014 mit einem effektiven Defizit von über $ 250 Mrd. gerechnet werden.  

			

			

		

	
		
			Wirtschaft

			[image: 11807.png]

			Zunehmende Arbeitslosigkeit

			Das Statistische Amt (INDEC) hat die Arbeitslosigkeit gemäss der Haushaltsumfrage, die in 31 städtischen Ballungszentren durchgeführt und dann auf das ganze Land hochgerechnet wird, für das 3. Quartal 2014 berechnet. Es sind 7,5% der aktiven Bevölkerung, gegen 6,8% im gleichen Vorjahresquartal. Der Koeffizient betrug im 4. Quartal 2013 6,4%, im 1. Quartal 2014 7,1% und im 2. Quartal 2014 7,5%. In Wirklichkeit liegt die Arbeitslosigkeit jedoch höher, weil bei der Umfrage diejenigen nicht als Arbeitslose eingestuft werden, die sich nicht um eine Arbeit bemühen. Doch in der Tat haben viele Arbeitslose die Suche aufgegeben, weil sie von vorne herein wissen, dass sie keine Chance haben, eingestellt zu werden, weil andere besser qualifizieren.

			Dies kommt darin zum Ausdruck, dass die aktive Bevölerung, also diejenigen, die effektiv arbeiten, plus diejenigen, die sich um eine Arbeit bemühen, im 3. Quartal 2014 44,7% der Gesamtbevölkerung betrug, gegen 46,1% ein Jahr zuvor. Das macht in absoluten Zahlen 70.000 Menschen weniger aus. Die beschäftigte Bevölkerung betrug 41,3% der Gesamtbevölkerung, gegen 42,9% im Vorjahr, was in absoluten Zahlen bedeutet, dass 200.000 Menschen weniger beschäftigt sind. Die aktive Bevölkerung ist schon vor 2013 zurückegangen und liegt im internationalen Vergleich sehr niedrig. Der Koeffizient sollte über 50% liegen, was bedeutet, dass es auch eine verkappte Arbeitslosigkeit gibt, bestehend aus Personen, die eventuell auswärts arbeiten würden, wenn es möglich und lohnend wäre. Das bezieht sich in vielen Fällen auf Hausfrauen.

			Hinzu kommt dann noch, dass auch Personen als beschäftigt eingestuft werden, die von einem Sozialplan leben, der sie zu einer gewissen Leistung verpflichtet, die auf alle Fälle gering ist und und in vielen Fällen überhaupt nicht erfüllt wird. Es sind im Wesen gut eine Million subventionierte Arbeitslose. Und schliesslich muss man auch berücksichtigen, das der Staat in seinen drei Stufen (Nationalstaat, Provinzen und Gemeinden) ab 2003 über eine Million unnötiger Beamten eingestellt hat. Ohne dies wäre die Arbeitslosigkeit um gut 5 Prozentpunkte höher. Wenn man somit alles zusammenzählt, gelangt man auf eine echte Arbeitslosigkeit von über 15%. 

			Die Herausforderung, die auf die nächste Regierung zukommt, besteht somit darin, produktive Beschäftigungsmöglichkeiten für diese Menschen zu schaffen. Doch keiner der Oppositionspolitiker, die eventuell die Regierung Ende 2015 übernehmen, scheint sich Gedanken über dies zu machen. Die Beschäftigungspolitik geht über die reine Wachstumsproblematik hinaus. Denn die Wirtschaft kann bestimmt ein zunehmendes Bruttoinlandsprodukt bei Beibehaltung der hohen Arbeitslosigkeit aufweisen. Um mehr Beschäftigung zu schaffen, muss die Arbeitsgesetzgebung revidiert werden, die unter den Kirchner-Regierungen betont beschäftigungsfeindlich geworden ist.

			Zur Vollarbeitslosigkeit kommt noch die Unterbeschäftigung hinzu, die im 3. Quartal 2014 mit 9,2% ausgewiesen wird, gegen 8,7% im Vorjahr, was 80.000 Menschen mehr ausmacht. Die statistische Erfassung dieser Gruppe ist schwierig, weil es viele Menschen gibt, vor allem in ländlichen Gebieten, die wenig arbeiten, aber dies als normal empfinden, und auch viele, die schwankende Gelegenheitsarbeiten haben oder im Zusammenhäng mit Ernten, Tourismus u.a saisonalen Tätigkeiten nur einige Monate im Jahr beschäftigt sind. 

			Die Vollarbeitslosigkeit ist im Land sehr unterschiedlich. Den höchsten Koeffizienten weist die Stadt Córdoba und Umgebung mit 11,6% auf, gefolgt von Rosario mit 9,3%, Mar del Plata mit 8,9%, die Umgebung der Stadt Buenos Aires und Catamarca mit je 8,7%, La Plata mit 8,2% und San Juan mit 7,9%. Die niedrigsten Koeffizienten entfallen auf Formosa mit 1,6%, San Luis mit 1,9%, Posadas (Misiones) mit 3,2%, Santiago del Estero mit 3,2%, Santa Rosa (La Pampa) mit 3,6%, La Rioja mit 4,2%, Jujuy mit 4,6% und die Stadt Buenos Aires mit 5,5%. Im Fall von Formosa wird der niedrige Koeffizient in Zweifel gestellt. In anderen Fällen beruht die niedrige Zahl der Arbeitslosen darauf, dass viele Menschen in die Grosstädte reisen, wo die Möglichkeiten, einen Arbeitsplatz zu erhalten, besser sind. 
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 8,53, knapp über der Vorwoche und um 30,73% über Ende Dezember 2013. Die ZB-Reserven betrugen zum Donnerstag u$s 28,81 Mrd. gegen u$s 28,17 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.12.14 bei $ 8,623, zum 31.03.15 bei $ 9,01 und zum 30.06.15 bei $ 9,67. Der Terminkurs per Oktober 2015 enthält einen Jahreszinssatz von 26,60%. In den letzten Wochen ist dieser Satz gesunken, was mit geringeren Abwertungserwartungen einher geht. Der Schwarzkurs erreichte bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 13,55, und der Kurs, der sich bei gleichzeitigen Käufen und Verkäufen von staatlichen Dollarsbonds in Buenos Aires und New York ergibt („contado con liqui“) schloss bei $ 11,75. Die Geschäfte auf diesem Markt wurden in letzter Zeit durch intensive Kontrollen der ZB und der AFIP gestört, was sich auf den Umsatz auswirkte. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Minus von 4,84% und lag 77,78% über Ende 2013.

			***

			Par-Bonds in Pesos notierten mit 28,67% im Plus gegenüber Ende 2013. Discount-Bonds in Pesos verloren zur Vorwoche 0,54% und lagen 38,62% im Plus gegenüber Ende 2013. Boden 2015 gewannen zur Vorwoche 0,26% und lagen mit 2,74% im Minus, und Global 2017 Arg. verloren 0,53% und lagen 1,36% im Plus seit Jahresende 2013.

			***

			Gold wurde am Donnerstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 213,70 (Vorwoche $ 211,20) je Gramm gehandelt, und bei 24 Karat zu $ 305,28 (Vorwoche $ 301,72).

			***

			Die Banco de la Nación Argentina, die eine absolute Vorrangstellung bei Krediten für die Landwirtschaft hat, hat in letzter Zeit Kredite für Landwirte blockiert, die sich dem Anbau von Sojabohne widmen. Der Verband „Sociedad Rural Argentina“ hat energischen Protest dagegen erhoben. Die Regierung will die Landwirte zwingen, ihre gelagerten Bestände an Sojabohne sofort zu verkaufen. Doch dabei stört sie besonders die Aussaat der Ernte 2014/15, die sich in Gang befindet.

			***

			Erst letzte Woche konnten die Automobilverkäufer über die Mittel verfügen, die ihnen vor anderthalb Monaten im Rahmen des Kreditprogrammes Procfreauto II versprochen worden waren. Die Banco Nación hat dem Verband Acara mitgeteilt, dass die Mittel zur Verfügung stehen. Das Programm schliesst 13 Modelle von Ford, Peugeot, Toyota und VW ein, während es in der ersten Etappe 26 waren. Die Preise liegen jetzt 5% bis 7,5% höher als damals. 

			***

			Kabinettschef Jorge Capitanich bestätigte, dass die Verpflichtung, die die Provinzen eingegangen sind, die Stromtarife einzufrieren, am 31. Dezember abläuft. Dabei werden in den Provinzen ab 1. Januar Tariferhöhungen von zu 29% erwartet.

			***

			Die AFIP hat durch Rundschreieben Nr. 5 (Amtsblatt vom 19.11.14) bestimmt, dass der Verlust, der sich bei Zahlung von Devisenverpflichtungen über Staatsbonds in Dollar („contado con liqui“) ergibt, nicht von der Gewinnsteuer abgezogen werden darf. Es wird davon ausgegangen, dass diese Verpflichtungen schliess-lich zum offiziellen Kurs gezahlt werden, so dass die Zahlung über diesen höheren Kurs zurückerstattet wird. In vielen Fällen haben Unternehmen die Rechnungen ihrer Auslandslieferanten über diesen halbfreien legalen Devisenmarkt gezahlt, damit sie weitere Lieferungen nicht einstellen.

			***

			Die Regierung hat am Donnerstag der Vorwoche einen Bond für umgerechnet u$s 653 Mio. untergebracht (gleich $ 5,5 Mrd.). Formell lautet das Wertpapier auf Pesos, doch die Zinsen und die Amortisation sind an den offizellen Wechselkurs um Dollar gebunden. Ursprünglich war eine Ausgabe von u$s 500 Mio. vorgesehen, doch die Offerten erreichten u$s 826,82 Mio. so dass der Betrag erhöht wurde. Diese Bonds verfallen 2018, ohne vorangehende Teilamortisationen, und werden zu 2,4% verzinst. Der Staat nimmt hier Geld zu einem besonders niedrigen Zinssatz auf, läuft jedoch das Kursrisiko. Solange der Wechselkurs mit der Inflation einher geht, besteht kein Problem; aber es besteht stets die Gefahr eines Sprunges. Mit der Ausgabe dieses Bonds anerkennt die Regierung, dass der Peso als „Sparwährung“ nicht mehr taugt.

			***

			Der US-Investmentfonds NML.Elliot, von Paul Singer, hat sich in der Vorwoche vor Gericht mit weiteren unbezahlten argentinischen Staatsbonds für u$s 1,59 Mrd. gemeldet. Es handelt sich um eine Summe von Beträgen, bei denen schon gerichtliche Klagen bestehen. Jetzt hat der Fonds sie vereinheitlicht, und will, dass auch hier das Urteil von Richter Griesa gilt, das sich auf Bonds von u$s 1,60 Mrd. (mit Zinsen) bezog. In den USA kann gefordert werden, dass ein bestimmtes Urteil auf analoge Fälle ausgedehnt wird, ohne den ganzen Prozessweg zu durchgehen. Das heisst im US-Gerichstjargon „me too“. Einige Tage zuvor hatte der Anwalt, der Argentinien verteidigt, Carmine Bocuzzi (von der Kanzlei Cleary, Gottlieb, Steen & Hamilton) schon darauf hingewiesen, dass sich 25 Forderungen in Höhe von u$s 4,7 Mrd. angesammelt hätten, was unbezahlbar sei. 

			***

			Die Geldmenge, definiert als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Depositen der Banken bei der ZB) ist in 12 Monaten zum 7.11.14 um 21,72% auf $ 417,91 Mrd. gestiegen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das die ZB bei ihren monetären Zielsetzungen verwendet, stieg in dieser Periode um 26,63% auf $ 795,33 Mrd. Die gesamten Bankdepositen nahmen in 12 Monaten zum 7.11.14 um 21,25% auf $ 872,65 Mrd. zu, und die gesamten Bankkredite um 17,97% auf $ 584,89 Mrd. Die Kredite machen nur 67% der Depositen aus. Die Differenz besteht aus Zwangsreserven, freiwilligen Reserven und auch auf dem zunehmendem Einsatz der Mittel für den Kauf von ZB Wechseln (Lebac und Nobac). Wie verlautet, prüft das Wirtschaftsministerium die Möglichkeit, dass diese Wechsel als Zwangsreserven gebucht werden können, um die Kreditfähigkeit der Banken zu erhöhen. 

			***

			Der illegale Strassenverkauf hat in einem Jahr zum Oktober 2014 um 45,5% zugenommen, hat die Argentinische Handelskammer (CAC) ermittelt. Die aufgedeckten Fälle der sogenannten „Piraterie“, bei denen Markenprodukte gefälscht werden, stiegen innerjährlich um 33,1%. Die grösste Zunahme der illegalen Strassenverkäufer wurde auf den Strassen Corrientes, Pueyrredón und Avellaneda festgestellt. 

			***

			Das neue Steuergesetz der Provinz Buenos Aires erweitert die Indizien, die für die Fetstellung des Umsatzes von Unternehmen verwenden werden können, wie z.B. die Beziehung von beschäftigten Arbeitern und Angestellten zum Umsatz. Ausserdem sollen Filmkameras beim Eingang von Restaurants und Hotels eingerichtet werden, um die Zahl der Gäste festzustellen. 

			***

			Der Wirtschaftler Juan José Cruces, Professor an der Universität Di Tella, weist in einem Artikel in der Zeitung „La Nación“ (16.11.14) darauf hin, dass die argentinische Umschuldung von 2005 sehr aggressiv war, mit einem Schnitt von 77%, der auf 65% sinkt, wenn man den inzwischen gezahlten Wachstumscoupon berücksichtigt. Es war der zweitgrösste Schnitt der 21 Umschuldungen, die nach dem Brady-Plan stattgefunden haben. Nur Irak hat mit einem höheren Abschlag umgeschuldet. Die Umschuldung von 2005 wurde von Inhabern von 76% des Gesamtbetrages der Staatschuld angenommen, wobei der Prozensatz 2010, mit der zweiten Umschuldungsrunde, auf 92,7% stieg. Eine Untersuchung, die Cruces erwähnt, zeigt, dass von 16 Umschuldungen, die zwischen 1998 und 2009 vollzogen wurden, die Hälfte ohne Prozess der Holdouts endete. Bei den verbleibenden 8 Fällen, gab es in 5 Fällen einen Prozess, während es bei Ecuador um die 2000, bei Irak (2006) 10 und bei Argentinien 41 Prozesse waren. Ende 2010 verbleiben nur 43 Prozesse, von denen 40 auf Argentinien entfallen, die 96% des gesamten gefordeten Betrages der genannten Umschuldungen ausmachen. Daraus zieht Cruces die Schlussfolgerung, dass es kein allgemeines Problem bei der internationalen Finanzordnung gebe. Argentinien müsse eben sein Problem lösen und im Januar 2015 eine Verhandlung beginnen. 

			***

			Laut einem Bericht der Beratungsfirma „Tendencias Económicas“, soll es im Oktober dreizehn Mal mehr Entlassungen als im gleichen Vorjahresmonat gegeben haben. In den Bereichen Stahl, Autoteile, Textil, Gastronomie und Transporte sollen die meisten Kündigungen ausgesprochen worden sein.

			***

			Die öffentlichen Subventionen für die Wirtschaft erreichten in den ersten zehn Monaten $ 177,738 Mrd. 70% mehr als im Vorjahr, berichtet der argentinische Verband für öffentliche Finanzen und Haushalt (ASAP). 81,7% dieser Gelder wurden verwendet, um laufende Kosten zu finanzieren, der Rest wurde für Investitionen eingesetzt. Der Energiebereich hat mit $ 128.731 Mrd. bei weitem den grössten Anteil an diesen Subventionen.

			*** 

			Der Verkauf von gebrauchten Kfz ist im Oktober im Vergleich zum gleichen Vorjahresmonat um 11,7% eingebrochen. 153.696 PKWs wechselten im vergangenen Monat den Besitzer. Seit Jahresanfang sind 1.378.493 Gebrauchtwagen verkauft worden.

			*** 

			Um 9% ist die Viehschlachtung im Oktober zurückgegangen, und war damit zum achten Mal in diesem Jahr rückläufig. Insgesamt wurden 1,05 Mio. Rinder geschlachtet. Gleichzeitig sind der Export und der Verbrauch zurückgegangen.

			*** 

			Die Regierung hat per Dekret 2013 eine neue Behörde für die Verfolgung von Aussenhandelsgeschäften ins Leben gerufen. Sie soll die Legitimität im Sinne der förmlichen Bestimmungen für den Aussenhandel und die Einfuhren überprüfen. Vetreter vom Binnenhandelssekretariat, der AFIP, der Zentralbank, der Wertpapierkommission, der Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und der Behörde zur Kontrolle der Geldwäsche werden an dieser Behörde teilnehmen. Es handelt sich einen neuen Schritt in Richtung eines strengeren Interventionismus, wobei es jedoch fraglich ist, dass diese neue Behörde mehr erfährt, als das Zollamt. 

			***

			Die Volksrepublik China ist innerhalb von nur zwei Jahren hinter Russland und China zum dritten Kunden von argentinischem gefrorenem Rindfleisch aufgestiegen. Zwischen Januar und September kauften die Chinesen 11.936 t für u$s 50 Mio. ein. Im Jahr zuvor lagen die Einkäufe im gleichen Berichtzeitraum bei 6306 t. Fünf Schlachthäuser erhielten die Genehmigung, um Fleisch nach China zu exportieren, sagte der Vorsitzender der Kammer für den Fleischhandel (Ciccra), Miguel Schiaritti. Seiner Meinung nach, wird das Wachstum der Ausfuhren exponentiell sein, sobald China die Einfuhr von Rindfleisch mit Knochen genehmigt. Der zunehmende Wohlstand der Chinesen drückt sich besonders in einer besseren Ernährung aus, mit mehr tierischem Protein.

			*** 

			Die Industrieproduktion ist im Oktober innerjährlich um 6,4%, und um 0,3% gegenüber September zurückgegangen, berichtet die Consultingfirma Orlando Ferreres & Partner. Die ersten 10 Monate 2014 lagen um 4,1% unter dem Vorjahr. 

			***

			Argentiniens Ölkonzern YPF und ENAP aus Chile verlängern ihr Assozierungsabkommen für die Schlürfung von Erdgas im Gebiet um Magallanes, in Patagonien. Beide Gesellschaften führen Investitionen in der Grössenordnung von u$s 200 Mio. durch, um die Produktion von Erdgas von aktuell 2,4 Mio. cbm auf 4 Mio. zu erhöhen.

			***

			Die Zentralbanken Argentiniens und Chinas trafen eine Einigung, durch die der Betrag, der im Rahmen des Swapgeschäftes über u$s 11 Mrd. freiegeben wird, weiter erhöht wird. Auf diese Weise sollen die ZB-Reserven erhalten werden, bis der Konflikt mit den Geierfonds gelöst wird. Doch diese Reserven stehen nicht frei zur Verfügung, sondern sie können nur für Zahlung chinesischer Lieferungen eingesetzt werden.

			***

			Der Preis von Pressgas für Kfz soll in Zukunft zum gleichen Prozentsatz wie der von Benzin erhöht werden. 

			*** 

			Der Milliardär George Soros hat u$s 17 Mio. an Aktienzertifkaten von YPF verkauft, behält aber 3,4% vom Kapital des Erdölkonzerns. Soros verbleibt als viertgrösster Aktionär von YPF. 

			***

			Die Regierung hat die Kritik am Gesetzesprojekt über die Rahmenordnung für Telefonie, Rundfunk, Fernsehen und Internet entgegenommen und wichtige Änderungen vollzogen. Dabei werden die Vorteile, die den grossen Telefonunternehmen (an erster Stelle Telefónica) gewährt werden, stark eingeschränkt. So wird die Möglichkeit, die den Telefonunternehmen geboten wurde, Satellitendienste für Fernsehen einzuführen abgeschafft. Ausserdem wurde den grossen Betreibern Grenzen bei der Verwendung der Netze und dem Zugang zu kleinen Dörfern gesetzt, indem Fristen gesetzt werden, die anderen Betreibern Zeit geben, sich den Normen anzupassen. Ausserdem wird die normale Telefonie weiter als öffentlicher Dienst eingestuft, was erlaubt, Tarife und Qualitätsnormen für den Dienst festzusetzen. Das wollte die Regierung abschaffen, indem die fixe Telefonie der Mobiltelefonie gleichgestellt wurde. Schliesslich muss das Netz zu gleichen Bedingungen für alle bereitgestellt werden, die es verwenden. Im Rahmen des ursprünglichen Textes des Gesetzesprojektes konnten Unternehmen einen vierfachen Dienst anbieten, nämlich Satellitenfernsehen, Internetdienste, Telefonie 4G und fixe Telefonie. Das erteilte faktisch den grossen Telefounternehmen die Möglichkeit, diese Dienste als Gesamtpaket anzubieten, was einen Konkurrenzvorteil gegenüber anderen Betreibern darstellt.

			***

			Der Index der Industrieproduktion, den die Studienabteilung der „Unión Industrial Argentina“ berechnet, ergibt für September einen interanuellen Rückgang von 2,7%. Somit liegen die ersten 9 Monate 2014 um 3% unter dem Vorjahr.

			***

			Der Baukostenindex der argentinischen Bautenkammer ergibt für Oktober eine Zunahme von 1,35% und gegenüber dem gleichen Vorjahresmonat eine von 40%.

			***

			Der landesweite Konsum von elektrischem Strom lag im Oktober um 6,4% über dem gleichen Vorjahresmonat, berichtet die Stiftung Fundelec. Die Zunahme beruht zum Teil auf der hohen Temperatur, die während mehreren Tage bestand, so dass Luftkühlapparate eingesetzt wurden. Die Durchschnittstemperatur betrug landesweit im Oktober 2014 20,2.%, gegen 18,5.% im Vorjahr und 17,3.% als historischer Oktoberdurchschnitt. In den ersten 10 Monaten 2014 lag der Stromkonsum um 1,4% über dem Vorjahr. Im Oktober waren die interanuellen Veränderungen des Stromkonsums sehr unterschiedlich, mit +30 in Santiago del Estero, +29 im Chaco, +15% in Tucumán und Salta, +13 in San Juan, +12% in Jujuy und Santa Cruz, und +10% in Entre Rios und Formosa. Hingegen traten auch Abnahmen ein: -4% in Misiones, und -3% in La Pampa. In der Bundeshauptstadt lag die Zunahme mit 5,2% unter dem landesweiten Durchschnitt.

			***

			Die ZB brachte am Dienstag Wechsel für $ 11,91 Mio. unter (praktisch den gesamten angebotenen Betrag), und amortisierte gleichzeitig Wechsel für $ 11,31 Mrd. so dass ein Nettobetrag von $ 600 Mio. untergebracht wurde. Im Laufe des Monats November hat die ZB somit schon $ 4,68 Mrd. aufgesogen. Die Zinsen lagen bei Lebac auf 98 Tage bei 26,86%, bei 119 Tagen bei 27,69% und dann jeweils mehr für längere Fristen, bis zu 29,29& bei 357 Tagen. 

			***

			Per Beschluss des Kabinettschefs wurden die Ausgaben des Nationalstaates für dieses Jahr um zusätzliche $ 40 Mrd. erhöht, die nur zum geringsten Teil durch höhere Steuereinnahmen als vorgesehen gedeckt werden. Somit steigen die langfristigen Staatsschulden um weitere $ 28,7 Mrd. in Pesos, umgerechent u$s 1,7 Mrd. Es handelt sich um die zweite Ergänzung des Haushalts nach der vom August, als eine Erhöhung um $ 200 Mrd. verfügt wurde. Somit liegen die Ausgaben um 32,3% über der ursprünglich vorgesehenen Haushaltssumme für 2014. Zu den Begünstigten von der letzten Haushaltserhöhung zählt um zusätzlich 21% die Staatsanwaltschaft. Wirtschaftsminister Kicillof erhält 15% weniger, weil die Subventionen für Gasförderung geringer als vorgesehen ausfeilen. Das Staatsunternehmen Arsat soll ebenfalls deutlich weniger Mittel erhalten. Das Etat des Arbeits- und Sozialministeriums erhöht sich dagegen deutlich. Allerlei neue Ausgaben, die im Laufe dieses Jahres geschaffen wurden (die Struktur des Kulturministeriums, Mittel für die Verstädterung von Elendsvierteln u.s.w.) erfordern Mittel, die ursprünglich nicht vorgesehen waren. CFK erhöht die Staatsausgaben am laufenden Band. 

			***

			Importfirmen sind gehalten, ein neues Formular vom Binnenhandelsministerium auszufüllen. Darin muss auch Auskunft darüber gegeben werden, ob die jeweilige Firma zu einer Unternehmergruppe gehört, welches Gewicht das mögliche ausländische Kapital in der Kapitalzusammensetzung der Firma hat, und wie sich die Belegschaft seit 2011 entwickelt hat. Es handelt sich um einen weiteren Schritt, um die Importe durch strenge Kontingentierung einzudämmen, wobei das neue Dekret auf besondere Diskrimninierungen für multinationale Unternehmen hinzielt

			***

			Argentinien, Russland und Indien haben zwischen Juli 2008 und Juli 2014 jeweils mehr als 250 protektionische Maßnahmen ergriffen - fast doppelt so viele wie die USA, Deutschland, Frankreich, Großbritannien und Italien. Wie der Kreditversicherer Coface weiter mitteilt, ist Russland das am stärksten protektionistische Land der Welt geworden. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Das stark von Öleinnahmen abhängige Venezuela sucht Verbündete im Kampf gegen den massiven Verfall der Ölpreise an den internationalen Rohstoffmärkten. Präsident Nicolás Maduro strebt ein Sondertreffen an, an dem Opec-Länder, aber auch Nichtmitglieder der Organisation Erdöl exportierender Länder (Opec) teilnehmen sollen. Der Staatschef unterstrich dabei ausdrücklich die Bedeutung Russlands als zweitgrößter Ölproduzent der Welt. Am 27. November treffen sich die Opec-Länder in Wien. Dabei dürfte es auch um die Möglichkeit einer Drosselung der Ölproduktion gehen. Venezuela deckt seine Deviseneinnahmen zu 95% durch Einnahmen aus dem Ölgeschäft. Der Preis für das Barrel (159 Liter) venezolanischen Öls liegt inzwischen nur noch bei knapp über u$s70. Im Juni waren es noch u$s 99. (dpa)

			***

			Der venezolanische Ölkonzern PDVSA baut im Zusammenarbeit mit der chinesischen Wison Engineering und der südkoreanischen Hyundai Engineering die Raffinerie von Puerto La Cruz mit einer Investition von u$s 850 Mio. aus. 

			*** 

			Die Korruptionsaffäre in Brasiliens grösstem Unternehmen, dem Ölkonzern Petrobras, hinterlässt Spuren bei vielen der grossen brasilianischen multinationalen Unternehmen wie Odebrecht S.A., Camargo Correa S.A. sowie Constructora OAS S.A. Diese und weitere Grossfirmen seien in den letzten Tagen von der Polizei im Rahmen der Ermittlungen durchsucht worden.

			***

			Chinas Stahlverkäufe an die lateinamerikanischen Ländern haben innnerhalb der letzten zehn Jahren um vierzig Mal zugenommen. Lateinamerika ist zur Zeit die zweiwichtigste Destination für chinesischen Stahl, sagte in Mexiko Martin Berardi zum Abschluss des Jahrestreffens von Alacero, dessen Vorsitzender Berardi ist. China verkaufe ihren stark subventionierten Stahl zu Dumpingpreisen. Der brasilianische Unternehmer Andre Gerdau reklamierte: „Wir möchten nicht auf reinen Vertrieb übergehen; wir wollen als Produzenten weiter arbeiten“. Brasilien nimmt 60% des für Lateinamerika bestimmten chinesischer Stahles ab. 

			***

			Der ehemalige Wirtschaftsminister von Brasilien, Rubens Ricupero, vermittelt ein trübes Bild über die unmittelbaren Aussichten der Wirtschaft. Die ZB habe den Zinssatz, der als Referenz gilt, jetzt auf 11,25% erhöht, was rezessiv wirkt. In 9 Monaten 2014 weise Brasilien ein Defizit der Staatsfinanzen von 4,9% des BIP aus, wobei zum ersten Mal seit 1994 kein primärer Überschuss bestehe. Das BIP werde voraussichtlich dieses Jahr mit einer Zunahme von 0,5% abschliessen, was bei einer Bevölkerungszunahme von 0,9% eine Abnahme pro Kopf darstelle. Hinzu kommen jetzt noch die Folgen der schweren Dürre im Staat Sao Paulo und im Südosten.

			***

			Venezuela wurde kürzlich vom französischen Kreditversicherer Coface auf D herabgestuft. Das Land rutschte in die Rezession (-2,5 %) und Hochinflation (64 % im Jahr 2014), angeheizt durch allgemeinenWarenmangel und begleitet von sozialen Unruhen. Das Risiko der willkürlichen Verstaatlichung und auch die Rationierung von Importen und die strenge Kontrolle über Preise und Gewinnspannen, bringen ein sehr schwieriges Geschäftsklima zum Ausdruck. Das Zahlungsbilanzproblem hat sich durch den jüngsten Preisrückgang beim Erdöl drastisch verschärft, so dass befürchtet wird, dass nicht nur die Importe noch strenger kontgeniert werden, sondern eventuell finanzielle Verpflichtungen nicht erfüllt werden können. Venezuela hat unter Cháves die eigene Produktion von Lebensmitteln stark verringert, und muss somit auch auf diesem Gebiet viel importieren. 

			*** 

			Mexiko hat letzte Woche Staatsbonds für u$s 2 Mrd. auf 10 Jahre in New York untergebracht, und dabei zum ersten Mal bei den Ausgabebedingungen eine Klausel eingefügt, gemäss der bei einer eventuellen Umschuldung, die von Inhabern von 75% des Gesamtbetrages angenommen wird, auch die restlichen Besitzer die Bedingungen annehmen müssen. Auf diese Weise kann es keine Holdouts geben. Es ist das erste Mal, dass diese Klausel verwendet wird. Jack Lew, Schatzsekretär der USA, begrüsste dies. Dass die Ausgabe von Bonds dennoch voll gezeichnet wurde, deutet darauf hin, dass die Gläubiger bei Mexiko kein Default-risiko sehen. 

			***

			Geschäftsnachrichten

			Dow Argentina

			Die argentinische Filiale der US-Firma Dow Chemical, die in Bahía Blanca ein grosses petrochemisches Werk betreibt, das sie Anfang der 90er Jahre vom Staat übernommen und danach ausgebaut hat, in dem Polyähtylen u.a. Produkte erzeugt werden, hat eine Investition von $ 450 Mio. angekündigt, um in Argentinien Harze zu erzeugen, die gegenwärtig importiert werden. Ausserdem soll die Produktion von Polyähtylen um 5% auf 600.000 Jato erhöht werden, wobei 50% an den brasilianischen Markt geliefert wird. Das Unternehmen wird beiläufig die Belegschaft um 200 Personen erhöhen. Dow will sich das Gas sichern, das es als Rohstoff verwendet, indem es sich an der Ausbeutung des Schiefergaslagers Vaca Muerta, Provinz Neuquén, beteiligt, wo es schon 8 Bohrungen hat, die Gas fördern.

			Edesur

			Dieser Stromverteiler berichtet über die Inbetriebnahme von 850 MVA bei der Kapazität der Transformationsstationen, die den Hochspannungsstrom in Strom mit normaler Spannung umwandeln. Das stellt eine Zunahme von 21,5% der gesamten Nachfrage des Konzessiongebietes (etwas über die Hälfe der Bundeshauptstadt und die südlichen Vororte) dar. Dies erforderte Investitionen von $ 1,8 Mrd., die vom Schatzamt finanziert wurden. Die Stromverteiler Edesur, Edenor und Edelap haben bei den bestehenden Tarifen keine Möglichkeit, Investitionen zu finanzieren. Sie decken mit ihren Einnahmen aus dem Stromverkauf nicht einmal die Kosten, und können auch keine richtige Instandhaltung durchführen.

			Techint und Panedile

			Bald soll mit der Verlegung der 303 km für eine neue Gasrohrleitung im Nordwesten begonnen werden, an der Grenze zwischen Salta und Chaco, bei der Ortschaft Ibarreta. Vorgesehen ist der Weiterbau dieser Rohrleitung quer durch die Provinz Chaco. Techint liefert die Röhren vom Werk von Ternium-Siderca dazu. 

			Flargent

			Dieses argentinische Unternchmen für Dienstleistungen für die Ölwirtschaft, die der Gruppe Medanito angehört, hat in Bolivien das grösste Erdgasaufbereitungswerk Lateinamerikas installiert. Das Werk wurde auf einer Fläche von 132 Metern Länge und 62 Metern Breite errichtet, und wird von der bolivianischen YPFB genutzt. Es kostete u$s 4 Mio. 

			Lenor

			Diese Gruppe investiert $ 10 Mio. für die Errichtung eines Labors für den Bergbau in der Provinz San Juan. 

			Aeropuertos Argentina 2000

			Der Betrieber der argentinischen Flughäfen  kündigte eine Investition i.H. von $ 140 Mio. für ein neues Terminal im Flughafen von Comodoro Rivadavia an. Vorgesehen ist ein neues Gebäude von 6000 qm, mit drei Gepäckbändern und einen Dutzend check-in Schaltern.  Die Firma investiert ständig, um ihre Flughäfen auszubauen und zu modernisieren.
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			Der neue politische Gegensatz: Ideologie gegen pragmatische Verwaltung

			Obwohl noch elf Monate für die Wahlen eines neuen Präsidenten fehlen, stehen Politik, und Wirtschaft schon im Schatten dieser Schicksalsentscheidung. Es geht dabei im Wesen nicht nur um die Überwindung dieser surrealistischen Regierung, sondern um einen neuen Gegensatz: auf der einen Seite, die Ideologen, mit viel Phantasie und grossklingenden guten Absichten, die die Regierungspartei vertreten, aber auch bei anderen Parteien stark vertreten sind, und auf der anderen Seite die guten Verwalter, die Manager, die sich an die konkreten Probleme heranmachen und sie lösen, für die symbolisch die Pro-Partei von Mauricio Macri steht. Noch nie war dieser Gegensatz so deutlich wie jetzt, mit dem Kandidaten von Cristina Kirchner, sei es Scioli oder einem anderen, auf der einen Seite, und Macri auf der anderen. Massa liegt irgendwo in der Mitte. Und die in der UNEN-Koalition versammelten Parteien liegen dabei abseits, wobei sich die radikale Bürgerunion (UCR, Unión Cívica Radical), die wichtigste Partei der Gruppe, gegenwärtig überlegt, auf welcher Seite sie liegt. 

			CFK hat stets ihre Ideologie betont, von Wachstum mit sozialem Einschluss und einem „Modell“ gesprochen, in dem dies zum Ausdruck kommt. Gewiss gab es auf sozialem Gebiet grosse Forschritte; doch im Grunde hat es sich um eine gigantische Vergeudugung von Mittel gehandelt, die in grossen Umfang zur Verfügung standen, was nicht das Verdienst der Regierung war, sondern der Umstände, die für das Land so günstig waren, wie nie zuvor. Vergeudung heisst nicht nur Korruptión, die einen nie dagewesenen Umfang und eine unverschämte Offenheit erreicht hat, sondern Schaffung unnötiger Staatsausgaben in gigantischem Umfang, falsche Prioritäten bei öffentlichen Investitionen und schlechte Durchführung der einzelnen Objekte, was die Kosten stark aufgebläht hat. Hinzu kommt dann noch der absurde Interventionismus, der überall in Enzelheiten geht und die Märkte systematisch stört, und ganz besonders einer aufstrebenden Landwirtschaft künstliche Hindernise geschaffen hat. Rationalität, Effizienz, Prioritäten, das alles sind Begriffe, die dieser Regierung fremd sind.

			In krassem Gegensatz zu dieser Regierungsphilosophie steht die Art der Verwaltung des Regierunschefs der Stadt Buenos Aires, Mauricio Macri. Er stellt keine ideologische Alternative auf, sondern wartet mit vielen konkreten und grossen Erfolgen auf. Gute Verwaltung ist nicht rechts, wie es die Regierungsideologen u.a. Politiker der alten Garde Macri ankreiden, und auch nicht links. Schon Lenin sagte seinen Leuten, Effizienz sei kein kapitalistisches Konzept, sondern ein allgemeines, das auch beim Kommunismus gelten müsse. Er machte sich Sorgen darüber, dass seine Mitläufer dies nicht verstanden. Er konnte eben nicht begreifen, dass der Kommunismus in seinem Wesen ineffizient ist, wie es der Zusammenbruch der Sowjetunion, der DDR u.a. Staaten schliesslich unmissverständlich gezeigt hat. 

			Macri hütet sich vor ideologischen Definitionen. Er handelt pragmatisch, untersucht jedes Problem, entwirft Lösungen und führt sie durch. Schon der französische Philosoph Descartes sagte vor drei Jahrhunderten, man müsse grosse Probleme in viele kleinere aufteilen, und diese dann einzeln lösen. Und der spanische Kulturphilosoph José Ortega y Gasset sagte bei einem Besuch im Land: „Argentinier, zu den Sachen“. („Argentinos, ¡a las cosas!“) Also, aufhören über alles mögliche zu philosophieren, und sich um die Lösung der konkreten Probleme kümmern. Genau das tut Macri.

			Gegenüber der Katastropfe der Nationalregierung, mit einem ungelösten Schuldenproblem, einer akuten Zahlungsbilanzkrise, zunehmender Rezession und Arbeitslosigkeit, hoher Inflation und vieler ungelösten Probleme, besonders die hohe Kriminalität und der phänomenal gestiegene Drogenhandel und -konsum, kann Macri mit vielen Erfolgen aufwarten. Halten wir fest:

			- Allgemein wurden die Strassen viel besser erhalten als vorher.

			- Für Fahrräder wurden seitlich vieler Strassen besondere Flächen bereitgestellt, um diese praktische und gesunde Transportart für Personen zu fördern.

			- Es wurden zahlreiche Unterführungen bei den städtischen Eisenbahnen errichtet, was den Verkehr erleichtert. Wenn dies vollendet wird, können die Züge mit geringeren Abständen fahren, sodass die Wartezeiten für die Passagiere verringert werden.

			- Die grossen regelmässigen Überschwemmungen in Palermo (besonders in der Gegend von Juan B. Justo un Santa Fé) wurden durch eine riesige Abwasseranlage für den unterirdischen Medrano-Fluss überwunden. Auch die Überschwemmungen im Stadtteil Belgrano, der vom Vega-Fluss durchquert wird, der unter der Strasse Blanco Encalada fliesst, wurden schon verringert, obwohl hier die Investionen sich noch in Gang befinden. Tatsache ist, dass es beim letzten grossen Regen, der Vororte der Stadt und besonders die Stadt Luján tagelang überschwmmte, kein Problem in der Stadt Buenos Aires gab. Der Gegensdatz zwischen Macri un dem Provinzgouverneur Scioli ist hier krass hervorgetreten.

			- Der Metrobus ist eine wahre Revolution beim Personenverkehr der Stadt. Für die Millionen Menschen, die täglich ins Stadtzentrum oder dessen Nähe reisen, stellt dies einen grossen Zeitgewinn (gelegentlich eine Stunde pro Tag) und eine Bequemlichkeit dar. Gewiss: die U-Bahn ist die beste Lösung, aber sie kostet an die u$s 100 Mio. pro Km, gegen u$s 5 Mio. beim Metrobus.

			- Auch die U-Bahn funktioniert unter städtischer Verwaltung, die gute Beziehungen zum privaten Betreiber unterhält, unverhältnismässig besser als die Vororteisenbahnen unter nationaler Regie. Das U-Bahnnetz wird kontinuierlich ausgeweitet.

			- Die öffentlichen städtischen Schulen haben sich qualitativ stark verbessert. Die verkommenen Gebäude wurden in Ordnung gebracht, die Heizung funktioniert allgemein (was vorher nicht der Fall war) und die Schulen werden viel besser verwaltet als vorher. Die Qualitätsproben (deren Veröffentlichung von der Nationalregierung verboten wurde) weisen eine spürbare qualitative Besserung der Lehrtätigkeit in der Stadt auf. 

			- Bei der Müllabfuhr wurde eine grundsätzliche Verbesserung eingeführt, mit grossen (schwarzen) Containern, in die die Müllsäcke geworfen werden, die dann von besonderen Lastwagen gehoben und abgeladen werden. Das System verhindert, dass dem Müll herumliegt und gelegentlich verstreut wird, und ist viel rationeller: die Sammlung erfolgt schneller, sauberer, und mit viel weniger Personal. Ebenfalls hat die Stadtverwaltung mit der Mülltrennung begonnen, so dass Papier, Glas, Kunstoffe und Metalle, die wiederverwertet werden können, gesondert abgelagert werden (in hellgrünen Containern). Das ist ein besonders wichtiger Fortschritt, eine wahre Revolution.

			- Die Belegschaft der Stadtverwaltung blieb unter Macri gesamthaft etwa unverändert. Zahlreiche unnötige Angestellte wurden entlassen (oder deren Verträge nicht erneuert) und durch Polizisten, Krankenschwesern und Lehrer ersetzt, die bitter notwendig waren. Die Schaffung einer eigenen Polizei zeugt von Sorge um die Sicherheit. Auch in dieser Beziehung besteht ein krasser Gegensatz zur Nationalregierung, und auch zu den meisten Provinzregierungen. 

			Es gibt gewiss noch weitere positive Aspekte der Macri-Verwaltung, in der ein dezentralisiertes Schema gilt, mit Delegierung von Macri auf seine Mitarbeiter, die allgemein erstklassig sind. Auch hier besteht ein Gegensatz des Managers Macri zur Politikerin CFK, die alles zentralisiert und Minister hat, die im Wesen nur untergeordnete Beamte sind. 

			Neu in der argentinischen Politik ist jetzt, dass dies von der Gesellschaft bemerkt und positiv gewertet wird. Der politische Aussenseiter Macri, der ursprünglich Unternehmer war und den Familienkonzern SOCMA mit seinem Vater verwaltet hat, geniesst nicht nur in der Stadt grosse Anerkennung, mit zwei Drittel der Bevölkerung, die ihn laut Umfragen positiv einschätzt, sondern auch landesweit. Sehr viele Menschen, die in den Provinzen wohnen, reisen periodisch in die Bundeshaupstadt und erfahren somit direkt was hier geschieht. Sie wollen etwas Analoges für ihre Provinz. Also Gouverneure, die sich um die einzelnen Probleme kümmern, gut verwalten und keine idelogischen Vorurteile haben. Und das wollen sie auch auf nationaler Ebene. In der Tat wäre eine Übertragung der Regierungsart von Macri auf die Nationalregierung die einzige effektive Möglichkeit, die verfahrene Lage wieder einzurenken.

			Die radikale Bürgerunion (UCR, „Unión Cívica Radical“) ist gegenwärtig in zwei Gruppen gespalten. Auf der einen Seite stellen Ricardo Alfonsín u.a. die Ideologie in den Vordergrund und wollen aus der Partei im Wesen eine sozialistische Partei machen, weshalb sie sich in Begleitung der Sozialisten von Santa Fé, geleitet von Hermes Binner, wohl fühlen. Dabei haben sie jedoch nicht die geringste Möglichkeit, eine nationale Wahl zu gewinnen. Auf der anderen Seite stehen Parteipräsident Ernesto Sanz und viele andere, die realpolitisch denken und in diesem Sinn handeln. Während für die Ideologen eine Allianz mit Macri nicht in Frage kommt, weil dieser für sie „rechts“ liegt, sehen die Realpolitiker eine Chance, mit Macri an die Regierung zu gelangen. Da Macri ideologisch nicht Stellung nimmt, stellt er im Grunde für die Radikalen kein Problem dar. 

			Bei der Parteiversammlung vom letzten Montag wurde das Thema nicht entschieden. Das wurde auf eine nächste Parteikonvention verschoben. Die UCR-Politiker müssen entscheiden, ob sie mit dem UNEN-Verein weitermachen, was keinen Wahlerfolg verheisst, oder sich mit dem PRO von Macri zusammentun, um eine nationale Wahl gewinnen zu können. Was beiläufig für viele Radikale im ganzen Land interessante Ämter verheisst: Gouveneure, Deputierte, Senatoren u.a. Denn Pro ist in der Stadt Buenos Aires sehr stark, während die Radikalen im Landesinneren die unerlässliche politische Struktur haben. PRO und und UCR können sich somit das Land aufteilen. Die UCR ist bei weitem die älteste Partei, sie hat im ganzen Land Vertreter, aber diese Struktur ist eingeschlafen, eben weil die traditionellen Radikalen bisher keine Chance sahen, eine Wahl zu gewinnen. Das schlimme Ende von Alfonsín und De la Rua belaste die Partei. Doch jetzt ist eine effektive Möglichkeit aufgetaucht, um wieder bei der grossen Politik präsent zu sein, und sie heisst Macri. 

			Was die radikale Partei schliesslich beschliesst ist das für das Schicksal Argentiniens entscheidend. Das Land hat viele und schwierige Probleme, an die ohne Ideologie und mit Realismus, Vernunft und guter Verwaltung herangegangen werden muss. Anders geht es einfach nicht. 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht

			[image: 118010.png]

			Der problematische Preisindex

			In einem Inflationsland wie Argentinien hat der Preisindex, der die Inflationsrate widergibt, eine besondere Bedeutung. Während in stabilen Staaten dieser Index kaum beachtet wird und das Verhalten der Unternehmen und der Gesellschaft nicht beeinflusst, hat er in Argentinien einen grossen Einfluss und wirkt inflationsbeschleunigend. Der Index ist hier nicht nur ein statistisches Datum sondern er spielt eine aktive Rolle als Inflationsfaktor. Viele Preise werden einfach erhöht, weil kein Unternehmer gegenüber der Inflation zurückbleiben will, und die Gewerkschaften stellen dabei Lohnforderungen, um den Reallohn zu erhalten. Bei mittel- und langfristigen Geschäften wird dann auch eine Inflation einkalkuliert, bei der die unmittelbar vorangehende Entwicklung als Grundlage genommen wird, und vorsichtshalber noch etwas hinzugefügt wird.

			In diesem Sinn hat die Regierung ab Anfang 2007 auf Initiative des damaligen Binnenhandelsekretärs Guillermo Moreno den Index der Konsumentenpreise künstlich gedrückt. Das hatte jedoch genau die gegenteilige Wirkung, nämlich, dass davon ausgegangen wurde, dass die Preise noch mehr gestiegen waren, als es in Wirklichkeit der Fall war. Private Indices ersetzten dabei den offiziellen, was Moreno wütend machte und ihn schliesslich veranlasste, mehrere private Ökonomen, die Indices bekanntgaben, vor Gericht anzuklagen, wegen Verschwörung und ähnlichen Dingen. In einem zivilisierten Land hätten die Richter diese offiziellen Klagen sofort ablehnen müssen, da sie sich nicht auf das Strafgesetzbuch stützen und nicht der geringste Beweis für die bösen Absichten vorgelegt wurde, die den Konsulenten angekreidet wurde. Doch die Richter standen unter politischen Druck, oder hatten auf alle Fälle Angst, belästigt oder beim Richterrat aus anderen Gründen angeklagt zu werden (wobei viele Dreck am Stecken haben), so dass sie die Klagen entgegennahmen und die angeklagten Ökonomen prozessierten. Das war für diese auf alle Fälle eine Störung, die weit über ein Jahr dauerte, wobei sie auch Anwälte verpflichten und deren Kosten tragen mussten. Somit haben Viele ihre Indices nicht mehr veröffentlicht. Doch dann hat eine Gruppe von Oppositionsdeputierten sich diese Indices zukommen lassen und einen Durchschnitt berechnet, ohne die Namen der einzelnen Ökonomen bekanntzugeben, der seither als „Kongressindex“ bekannt ist. Das verleiht diesen privaten Indices einen Qualitätsstempel, den sie vorher nicht hatten.

			Gewiss sind die privaten Indices rein technisch schwächer als ein offizieller, weil sie auf begrenzten Erhebungen beruhen. Dennoch besteht ein geringer Unterschied mit einem Index, der mehr Waren und Dienstleistungen erfasst, und in der Praxis ist er unbedeutend. Schliesslich musste die Regierung stillschweigend zugeben, dass der Index der Konsumentepreise, den das statisatische Amt (INDEC) berechnet, weit entfernt von der effektiven Preisentwicklung war. Und so wurde ab 1. Januar 2014 ein neuer Index veröffentlicht, der landesweit berechnet wurde. Da der bisherige Index sich nur auf die Stadt Buenos Aires und die städtische Umgebung bezog, also das als Gross Buenos Aires bezeichnete Gebiet, konnte eine Differenz gegenüber dem Kongressindex gerechtfertigt werden, der sich nur auf dieses städtische Gebiet bezog. Da die öffentlichen Dienste (Strom, Gas, Wasser, öffentlicher Personentransport) in Gross Buenos Aires stark subventioniert waren, im Landesinneren kaum oder gar nicht, würden sich somit die Erhöhungen, die sich aus der Verringerung oder Abschaffung der Subventionen ergeben, die inzwischen eingesetzt haben, beim Strom allerdings sehr zaghaft, bei einem lokalen Index viel stärker auswirken als bei einem landesweiten. Dadurch wird die Verringerung dieser Subventionen politisch entschärft.

			Es bestehen noch weitere Gründe für ein unterschiedliches Ergebnis. Während der frühere INDEC-Index und auch die privaten auf einer festen Wägung der einzelnen Sparten fussen, also einem unveränderlichem Warenkorb des Konsumenten voraussetzen, führt der neue offizielle Index eine gewisse Veränderung ein. In der Praxis ist es so, dass Waren und Dienstleistungen, deren Preise relativ mehr zunehmen, weniger konsumiert werden. Demnach müssten sie eine geringere Wägung haben. Ebenfalls werden Produkte, die Höchstpreise haben, die jetzt als „gepflegte Preise“ benannt werden, die viel billiger als andere der gleichen Art sind, mehr gekauft, weshalb sie oft im Laufe des Tages bei den Supermärkten nicht mehr erhältlich sind. Auch dies sollte in einem Index berücksichtigt werden.

			Dieses Thema ist schon auf internationaler Ebene von Fachleuten behandelt worden. Dabei wurde vor Jahren schon vorgeschlagen, zwei Preisindices zu berechnen, nämlich einen reinen Preisindex, mit festen Wägungen (genannt PPI, „Product Price Index“), und einen Index der Konsumentenpreise (genannt CPI, „Consumer Price Index“), mit beweglichen Wägungen. Das wird jedoch allgemein nicht getan, u.a. weil sich dabei mittelfristig statistische Schwierigkeiten ergeben. In Argentinien, wo dieser Index, wie gesagt, eine besondere Bedeutung hat, sollte jedoch auf einen doppelten Index übergegangen werden, so dass u.a. bei Lohnverhandlungen der Index der Konsumentenpreise und nicht der reine Presindex als Grundlage genommen wird. Für das INDEC wäre diese Aufspaltung in zwei Indices sehr einfach.

			Das INDEC hat jetzt das Ergebnis für Oktober bekanntgegeben, das eine Zunahme von 1,2% aufweist, gegen 2,25% beim Kongressindex und 1,9% beim Index des statistischen Amtes der Stadt Buenos Aires. In 10 Monaten 2014 kumuliert der offizielle Index eine Zunahme von 21,4%, gegen 33,25% des Kongressindices. Für 12 Monate gibt es keinen offiziellen Index, weil dieser erst im Januar beginnt. Schätzungsweise dürfte er jedoch bei ca. 25% liegen, gegen ca. 40% des Kongressindices un des Indices der Stadt Buenos Aires.

			Da das Wirtschaftsministerium keine Erklärung für die Differenz gegeben hat, wird allgemein davon ausgegangen, dass der neue INDEC-Index auch manipuliert wird. Es ist ohnehin für den Staat schwer, nach einer sieben Jahre lang dauerden Fälschung des Indices glaubwürdig zu sein. Doch zumindest hätte eine Erklärung gegeben werden müssen, auch wenn dann über deren Einzelheiten diskutiert wird. Sprecher der Regierung weisen stets darauf hin, dass die privaten Indices schwach seien, wobei auch nicht erklärt werde, wie sie berechnet werden. Allein, wenn mehrere gut ausgebildete und anerkannte private Wirtschafter Indices bekanntgeben, die eine ähnliche Grössenordnung aufweisen und auf alle Fälle weit über dem INDEC-Index liegen, kann man das Ergebnis nicht so leicht als unseriös abtun.

			Die Entwicklung der Konsumentepreise weist ab Februar eine stark fallende Tendenz auf, die ab Juni aufhört, was sowohl der INDEC-Index, wie der Kongress-Index widergibt. Im Januar betrug die Zunahme noch 3,7%, bzw. 4,6%, und ab Februar viel weniger. Beiläufig sei hier als Kuriosität bemerkt, dass der Wirtschaftsjournalist Néstor Scibona in seinem Sonntagskommentar vom 9.11.14 in der Zeitung „La Nación“ darauf hinweist, dass ein Korb von 30 Produkten, stets die gleichen im gleichen Supermarkt, dessen Wert er persönlich jede Woche misst, in der ersten Novemberwoche um 5% unter der ersten Oktoberwoche lag, und nur 22% über der ersten Novemberwoche des Vorjahres liegt.

			Tatsache ist, dass es gegenwärtig in den Supermärkten so viel selektive Rabatte gibt, dass es schwer geworden ist, einen echten Preisdurchschnitt zu ermitteln. Für den Konsumenten, der zu kaufen weiss und auf Preise und Offerten achtet, liegen die Preise auf alle Fälle niedriger. Hohe Preisdifferenzen für gleiche oder analoge Produkte sind eine Erscheinung, die stets Rezessionsperioden begleitet, was sparsamen Familien erlaubt, sich billiger einzudecken, als es bei normalen Preisen der Fall sein würde. Beiläufig sei darauf hingewiesen, dass Konsumenten, die rationell handeln und preisbewusst sind, mit ihrer Haltung dazu beitragen, die Inflation zu bekämpfen, da dann diejenigen, die teurer verkaufen, unter Druck gesetzt werden, eben weil sie weniger verkaufen. 

			Januar und Februar waren stark durch den Abwertungssprung beeinflusst, was erneut gezeigt hat, wie schwer es in diesem Inflationsland ist, abzuwerten ohne dabei die Inflation anzutreiben. In Ländern mit stabilen Währungen hat der Wechselkurs einen minimalen Einfluss auf die Preise. Dennoch ist nicht der Wechselkurs entscheidend für die Inflation, sondern viel mehr das staatliche Defizit, die Geldschöpfung und die Lohnerhöhungen. Und beiläufig spielt auch der Index der Konsumentenpreise und die Inflationserwartung eine Rolle, weshalb es unerlässlich ist, dass das INDEC eine eingehende Erklärung über seinen Index und die Differenz zum Kongressindex gibt.

		

	